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Eine Studie des Instituts der
deutschen  Wirtschaft  zeigt,
welche  langfristigen  Kosten
entstehen, wenn Kinder unter
benachteiligenden Bedingungen
aufwachsen
Was  kostet  es  die  Gesellschaft,  wenn  Kinder  in  Armut
aufwachsen? Und was könnte der Staat gewinnen, wenn es ihm
gelingt, ihre Lebensbedingungen nachhaltig zu verbessern? Ein
neues Gutachten des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW),
das  im  Auftrag  von  UNICEF  erstellt  wurde,  betrachtet
Kinderarmut aus einer Perspektive, die in der öffentlichen
Debatte  häufig  zu  kurz  kommt:  den  langfristigen
wirtschaftlichen  Folgen.
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Die Ergebnisse sind erheblich. Nach den Berechnungen des IW
liegt der langfristige fiskalische Beitrag von Kindern, die
unter materieller Benachteiligung aufwachsen, durchschnittlich
um 216.500 Euro niedriger als bei Kindern ohne entsprechende
Einschränkungen.  Gemeint  ist  die  Bilanz  aus  Steuern  und
Sozialabgaben  einerseits  und  staatlichen  Leistungen
andererseits  über  den  Lebensverlauf.

Die Wissenschaftler Wido Geis-Thöne und Axel Plünnecke betonen
allerdings,  dass  dieser  Unterschied  nicht  allein  auf
materielle Armut zurückzuführen ist. Auch das Bildungsniveau
der  Eltern,  das  familiäre  Umfeld  und  weitere
Entwicklungsbedingungen spielen eine wichtige Rolle. Die Zahl
beschreibt somit einen statistischen Zusammenhang und keine
unmittelbar vermeidbaren Kosten pro armem Kind.

Dennoch  verdeutlicht  das  Gutachten:  Ungünstige
Lebensbedingungen in der Kindheit können sich über Jahrzehnte
auf  Bildung,  Gesundheit,  Erwerbschancen  und  öffentliche
Einnahmen auswirken.

Was  kostet  es,  wenn  Kinder  keine
ausreichenden Chancen bekommen?
Die  wirtschaftlichen  Folgen  zeigen  sich  besonders  deutlich
beim Bildungsabschluss. Nach den Berechnungen des IW entstehen
dem Staat langfristig fiskalische Kosten von 421.300 Euro,
wenn ein junger Mensch keinen berufsqualifizierenden Abschluss
erwirbt.  Dabei  handelt  es  sich  um  eine  modellierte
Lebensverlaufsbilanz,  nicht  um  eine  unmittelbar  fällige
staatliche Ausgabe.

Auch gesundheitliche Folgen können erhebliche wirtschaftliche
Auswirkungen haben. Für den im Gutachten betrachteten Fall
einer  Depression,  die  insbesondere  auch  mit  sozialer
Benachteiligung zusammenhängen kann, beziffern die Autoren die
langfristigen fiskalischen Kosten auf 345.500 Euro.



Dahinter  stehen  verschiedene  Mechanismen:  Menschen  mit
geringeren  Bildungsabschlüssen  erzielen  im  Durchschnitt
niedrigere  Einkommen,  sind  häufiger  von  Arbeitslosigkeit
bedroht  und  zahlen  entsprechend  weniger  Steuern  und
Sozialabgaben.  Gesundheitliche  Einschränkungen  können  die
Erwerbsfähigkeit zusätzlich beeinträchtigen und den Bedarf an
Unterstützung erhöhen.

Das  bedeutet  keineswegs,  dass  Menschen  nach  ihrem
wirtschaftlichen Nutzen bewertet werden sollten. Die Zahlen
machen  vielmehr  sichtbar,  dass  gesellschaftliche
Benachteiligung  nicht  allein  die  unmittelbar  Betroffenen
trifft.  Ihre  Folgen  können  sich  auch  in  den  öffentlichen
Haushalten niederschlagen.

Wie viele Kinder sind betroffen?
Nach Angaben des IW waren 2024 in Deutschland 11,3 Prozent der
unter  16-Jährigen  von  kinderspezifischer  materieller
Deprivation  betroffen.

Der Begriff bezeichnet Einschränkungen beim Zugang zu Dingen
und Aktivitäten, die für Kinder wichtig sind. Dazu gehören
beispielsweise altersgerechte Bücher, Spielzeug, ausreichende
Ernährung,  geeignete  Kleidung,  Freizeitaktivitäten  oder  die
Möglichkeit, Freunde einzuladen.

Die europäische Statistik erfasst dabei fehlende Zugänge aus
finanziellen Gründen. Die IW-Autoren weisen jedoch darauf hin,
dass  Kinder  auch  aus  anderen  Ursachen  benachteiligt  sein
können  –  etwa  wenn  ihnen  notwendige  Unterstützung  im
familiären  Alltag  fehlt.

In  einer  eigenen  Auswertung  von  Daten  aus  dem  Jahr  2021
erweitert  das  Institut  deshalb  die  Betrachtung  um  solche
Einschränkungen. Dadurch steigt der ermittelte Anteil von 10,0
auf 25,2 Prozent. Bei Kindern unter sechs Jahren beträgt er
sogar 29,9 Prozent.



Diese Werte sind nicht unmittelbar mit der offiziellen Quote
von 2024 vergleichbar, weil sie auf unterschiedlichen Jahren
und Definitionen beruhen. Sie zeigen jedoch, wie stark das
Ausmaß  kindlicher  Benachteiligung  davon  abhängt,  welche
Lebensbedingungen berücksichtigt werden.

Was  könnte  der  Staat  durch
Armutsbekämpfung gewinnen?
Die  wirtschaftliche  Überlegung  ist  vergleichsweise  einfach:
Wenn Kinder unter besseren Bedingungen aufwachsen, können sich
ihre  Bildungs-,  Gesundheits-  und  Erwerbschancen  verbessern.
Gelingt dies, könnten sie im Erwachsenenalter höhere Einkommen
erzielen, mehr Steuern und Sozialabgaben leisten und seltener
auf staatliche Unterstützung angewiesen sein.

Damit  könnten  sich  öffentliche  Investitionen  in  bessere
Entwicklungsbedingungen  langfristig  zumindest  teilweise
refinanzieren.  Unter  günstigen  Voraussetzungen  sind  auch
fiskalische  Erträge  möglich,  die  über  die  ursprünglichen
Ausgaben hinausgehen.

Allerdings lässt sich aus den IW-Berechnungen nicht ableiten,
dass  jeder  heute  in  die  Armutsbekämpfung  investierte  Euro
einen bestimmten Betrag zurückbringt. Dafür müsste untersucht
werden,  welche  konkreten  Maßnahmen  tatsächlich  welche
Verbesserungen  bewirken  und  wie  hoch  ihre  Kosten  sind.

Die  Studie  liefert  also  ein  wirtschaftliches  Argument  für
wirksame  Prävention,  aber  keine  pauschale  Renditeberechnung
für staatliche Sozialprogramme.

Warum mehr Geld allein nicht immer
ausreicht
Ein  wichtiger  Befund  des  Gutachtens  betrifft  die



unterschiedlichen  Ursachen  kindlicher  Benachteiligung.

Wenn Familien nicht genügend Geld für Lebensmittel, Kleidung,
Schulmaterial  oder  Freizeitaktivitäten  haben,  können
finanzielle  Leistungen  unmittelbar  helfen.  Doch  nicht  alle
Entwicklungsprobleme  lassen  sich  durch  höhere
Transferzahlungen  lösen.

Manche  Kinder  benötigen  zusätzliche  Bildungsangebote,
Unterstützung beim Spracherwerb, verlässliche Beziehungen oder
gezielte Hilfen für ihre Familien. Die Autoren sprechen sich
deshalb dafür aus, finanzielle Unterstützung mit Angeboten zu
verbinden, die unmittelbar bei den Kindern ankommen.

Ein  Beispiel  sind  Mahlzeiten  in  Schulen.  Sie  können  eine
ausreichende  Ernährung  unterstützen,  ohne  dass  die  Kinder
dafür  auf  die  finanziellen  oder  organisatorischen
Möglichkeiten  ihrer  Familien  angewiesen  sind.

Ebenso wichtig sind nach Einschätzung der Wissenschaftler die
Begleitung  und  Unterstützung  der  Eltern.  Denn  familiäre
Belastungen, fehlende Informationen oder Schwierigkeiten bei
der  Organisation  des  Alltags  können  die  Entwicklung  von
Kindern auch unabhängig vom Einkommen beeinträchtigen.

Welche  Rolle  spielen  Kitas  und
Schulen?
Für pädagogische Fachkräfte ist besonders relevant, dass Kitas
und Schulen einen Teil der Folgen sozialer Benachteiligung
ausgleichen können.

Sie  ermöglichen  Kindern  den  Zugang  zu  Büchern,
Spielmaterialien,  Sprache,  Bewegung,  gemeinsamen  Mahlzeiten
und  sozialen  Beziehungen.  Sie  können  außerdem
Entwicklungsprobleme  frühzeitig  erkennen  und  Familien  an
geeignete Unterstützungsangebote vermitteln.



Das IW hebt hervor, dass solche institutionellen Angebote eine
wichtige Ergänzung finanzieller Leistungen sind. Ihre Wirkung
bleibt  allerdings  begrenzt,  wenn  Kinder  die  Einrichtungen
nicht besuchen oder wenn notwendige Unterstützung außerhalb
von Kita und Schule fehlt.

Hinzu  kommt  eine  praktische  Voraussetzung:  Pädagogische
Einrichtungen  benötigen  ausreichend  Personal,  Zeit  und
Ressourcen, um benachteiligte Kinder individuell begleiten zu
können. Aus dem wirtschaftlichen Argument für frühe Förderung
folgt deshalb auch die Frage, ob die Einrichtungen tatsächlich
in der Lage sind, diese Aufgabe zu erfüllen.

Warum  sich  die  Kosten  und  der
Nutzen  auf  unterschiedliche
Haushalte verteilen
Ein  weiteres  Problem  benennen  die  Wissenschaftler
ausdrücklich: Die öffentlichen Stellen, die heute in Kinder
investieren,  sind  nicht  unbedingt  diejenigen,  die  später
finanziell davon profitieren.

Die  Kosten  für  Kitas,  Schulen  und  zahlreiche
Unterstützungsangebote tragen vor allem Länder und Kommunen.
Zusätzliche  Steuereinnahmen  und  Sozialversicherungsbeiträge,
die sich aus besseren Erwerbschancen ergeben können, kommen
dagegen  in  erheblichem  Umfang  dem  Bund  und  den
Sozialversicherungen  zugute.

Außerdem treten viele positive wirtschaftliche Wirkungen erst
Jahre  oder  Jahrzehnte  später  ein.  Für  politische
Entscheidungen,  die  sich  häufig  an  kurzfristigen
Haushaltsplänen  orientieren,  entsteht  dadurch  ein
strukturelles  Problem.

Eine  Ausgabe  für  bessere  Bildung  oder  Unterstützung  von
Familien  belastet  den  aktuellen  Haushalt.  Ihr  möglicher



wirtschaftlicher Nutzen wird dagegen oft erst sichtbar, wenn
die geförderten Kinder längst erwachsen sind.

Die  Studie  macht  damit  deutlich,  warum  die  langfristige
Perspektive  für  die  Bewertung  staatlicher  Maßnahmen
entscheidend  ist.

Kinderarmut ist mehr als eine Frage
öffentlicher Ausgaben
So aufschlussreich die wirtschaftlichen Berechnungen sind, sie
erfassen  nicht  den  gesamten  Schaden,  der  durch  kindliche
Benachteiligung entstehen kann.

Wenn  Kinder  nicht  an  gemeinsamen  Aktivitäten  teilnehmen
können,  sich  ausgeschlossen  fühlen  oder  schlechtere
Bildungschancen  haben,  betrifft  das  zunächst  ihre
Lebensqualität und ihre Rechte. Diese Folgen lassen sich nicht
angemessen in Euro ausdrücken.

Die wirtschaftliche Betrachtung ergänzt deshalb die soziale
und kinderrechtliche Perspektive, ersetzt sie aber nicht.

Das IW-Gutachten zeigt, dass die Gesellschaft ein erhebliches
finanzielles  Interesse  daran  haben  kann,  Kindern  gute
Entwicklungsbedingungen zu ermöglichen. Welche Maßnahmen sich
tatsächlich  rechnen,  muss  im  Einzelfall  untersucht  werden.
Dass  anhaltende  Benachteiligung  erhebliche  langfristige
Risiken für die Betroffenen und die öffentlichen Haushalte mit
sich bringt, wird durch die Untersuchung jedoch deutlich.

Studie und Quelle

Wido Geis-Thöne und Axel Plünnecke (2026): Ökonomische Effekte
der  Deprivation  von  Kindern  und  Jugendlichen.  Ökonomische
Wirkungen und Fiskalbilanz der öffentlichen Hand. Institut der
deutschen Wirtschaft, Köln. Gutachten im Auftrag des Deutschen
Komitees für UNICEF e. V., veröffentlicht am 15. Oktober 2026.



https://www.iwkoeln.de/studien/wido-geis-thoene-axel-pluenneck
e-oekonomische-effekte-der-deprivation-von-kindern-und-
jugendlichen.html

Gernot Körner

https://www.iwkoeln.de/studien/wido-geis-thoene-axel-pluennecke-oekonomische-effekte-der-deprivation-von-kindern-und-jugendlichen.html
https://www.iwkoeln.de/studien/wido-geis-thoene-axel-pluennecke-oekonomische-effekte-der-deprivation-von-kindern-und-jugendlichen.html
https://www.iwkoeln.de/studien/wido-geis-thoene-axel-pluennecke-oekonomische-effekte-der-deprivation-von-kindern-und-jugendlichen.html

